
Von unserem Redaktionsmitglied Krimhilde Marx

Frankfurt . - Als „sehr weitgehend"
und „überraschend" haben Vertreter
der katholischen und der evangelischen
Kirche am Wochenende im Frankfurter
Dominikanerkloster das Memorandum
begrüßt, das der Bundesbeauftragte für
Ausländerfragen, der ehemalige nord-
rhein-westfälische Ministerpräsident
Kühn, kürzlich vorgelegt hat. Darin war
der bislang als verbindlich angesehenen
These, die Bundesrepublik sei kein Ein-
wanderungsland, widersprochen wor-
den. Weiter hatte Kühn Vorschläge für
eine konsequente Integrationspolitik
vorgelegt, u . a . Optionsrecht für die in
der Bundesrepublik geborenen und
aufgewachsenen Jugendlichen auf Ein-
bürgerung, generelle Überprüfung des
A u=Länderrechts und Stärkung politi-
scher Rechte etwa durch das Einräu-
men des kommunalen Wahlrechts. Ins-
besondere plädierte Kühn dafür, Aus-
länderpolitik nicht mehr unter rein ar-
beitsmarktpolitischen Gesichtspunkten,
sondern als gesamtgesellschaftliches
Anliegen zu betrachten .

Zustimmung zu Kühn
Auf der Tagung der Rabanus-Mau-

rus-Akademie mit dem Thema „Aus-
länderpolitik - eine junge Generation
zwf sehen Germanisierung und Gettoi-
sierung" fanden diese Vorschläge unge-
teilte Zustimmung . Nach Meinung des
EKD-Ausschusses für den kirchlichen
Dienst an ausländischen Arbeitnehmern
v, urde die Wahrung der Identität von
Einwanderern im Kühn-Memorandum
aber zu wenig berücksichtigt. Oberkir-
chenrat Jürgen Micksch kritisierte, es
werde zu wenig Rücksicht genommen

auf Tradition und Besonderheiten eth-
nischer Gruppen, die sehr wohl eine
Bereicherung für die bundesrepublika-
nische Gesellschaft sein könnten. Vor
allem dürfe das Optionsrecht nicht auf
die Jugendlichen beschränkt werden .
Bemängelt wurde auch das Fehlen ei-
nes Alphabetisierungsprogramms -
viele Ausländer beherrschten nicht die
lateinischen Schriftzeichen - sowie
einer Empfehlung, bestimmte erschwe-
rende Regelungen des Aufenthalts-
rechts wegfallen zu lassen .

Kein homogener Kreis
Der Sekretär der Deutschen Bischofs-

konferenz, Prälat Josef Homeyer, beton-
te, daß man die ausländischen Arbeit-
nehmer nicht als einen homogenen Per-
sonenkreis mit gleichgerichteten Inter-
essen betrachten könne . Wie' berechtigt
dieser Hinweis war, zeigte sich im Ver-
lauf der Tagung - wohl auch zur
Überraschung der Veranstalter selbst
-, als konträre Standpunkte der anwe-
senden Griechen zur Frage bilungualer
Unterricht oder Besuch deutscher Re-
gelschulen aufeinanderprallten .

Um Germanisierung wie auch Gettoi-
sierung zu verhindern, muß nach Mei-

gnung von Prälat .Homeger die Integra-
tion in einer Form geschehen, die so-
wohl den eigenen (deutschen) Stand-
punkt erläutert, als auch das Anders-
sein und Andersdenken akzeptiert und
Raum gibt für eine eigenständige Ent-
wicklung. Ein besonderes Problem sei
hierbei die Sprache . Sie dürfe den Aus-
länderkindern nicht genommen werden,

i da sie mit dem Verlust der Mutterspra-
ehe auch die Bindung in der Familie
verlören und sich nicht mehr mit ihren
Eltern verständigen könnten . Insofern
hätte man sich auf einen langen zwei-
sprachigen Zeitraum einzustellen, in dem
die Kinder auch den Werten und der
Kultur ihres Landes verbunden bleiben
müßten. wolle man nicht einen zusätzli-
chen Generationskonflikt heraufbe-
schwören. Die Aufgabe der' Kirche sah
Homeyer darin, die Kontakte zwischen
Deutschen und Ausländern zu verstär-
ken. Möglichkeiten, eine solche Ent-
wicklung mit „Phantasie, Geduld und
Entschiedenheit" voranzutreiben, seien
unter anderem Mitwirkung von Aus-
ländern im Pfarrgemeinderat, Beteili-
gung an Freizeiteinrichtungen sowie
Bereitstellung fremdsprachlicher Lite-
ratur in Pfarrbibliotheken. „Ausländer
fürchten - teilweise zu recht -, auch
in der Kirche nicht brüderlich behan-
delt zu werden ."
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Integration ohne Selbstaufgabe
Tagung der Rabanus-Maurus-Akademie zum Thema Ausländerpolitik

Einwanderericind
Einig waren sich die Tagungsteilneh-

mer, daß eine Wende in der Ausländer-
politik stattgefunden habe . Der Chef
der Hessischen Staatskanzlei, Staatsse-
kretär Reinhart Bartholomäi, führte
aus, daß das frühere Auswandererland
Deutschland vierzig Jahre nach Ausch-
witz zu einem Einwandererland ge-
worden sei. Während Jedoch Immigran-
ten in den traditionellen Einwanderer-
?ändern USA und Australien zumindest
bis in die 20er Jahre mit dem Bestreben
gekommen seien, möglichst bald mit
derr ansässigen Bevölkerung zu ver-
schmelzen, sei dies in der Bundesrepu-
blik nicht der Fall .

„Ausländerpolitik muß mit warmem
Herzen, aber kühlem Kopf gemacht
werden", forderte Bartholomäi . Sie ver-
lange einen Verantwortungsethiker, der
stets die Konsequenzen seines Handelns
überblickt. Es sei ein „historisches
Glück" für die zweite Ausländergene-
ration, daß die Zeit der geburtenstar-
ken deutschen Jahrgänge vorüber sei .
Zwar befürwortete der Staatssekretär
das Optionsrecht für Ausländer, gleich-
wohl könne man davon ausgehen, daß,
zumindest was die erste Generation, al-
so die älteren Ausländer, betrifft, wenig
Gebrauch davon gemacht werde. Den-
noch komme es hier wie auch in ande-
ren Bereichen besonders auf die staatli-
che Geste an. Auf eine europäische Na-
tionalität angesprochen, die d:e Einbür-
gerung überflüssig machen könnte, sag-
te der Staatssekretär : „Angesichts der
Skepsis in den anderen europäischen
Ländern gegenüber einem geeinten Eu-
ropa wäre es unfair, die ausländischen
Arbeitnehmer in der Bundesrepublik
auf das Himmelreich einer europäi-
schen Nationalität zu verweisen ."

Gettobildung verhindern
Oberbürgermeister Wallmann bestä-

tigte; daß auch in Frankfurt Anträge
auf Einbürgerung nur in geringem Um-
fang gestellt werden, obwohl 70 Prozent
aller ausländischen Haushaltsvorstände
seit 1970 in der Mainmetropole leben.
Eine vollständige Integration der aus-
ländischen Arbeitnehmer ist seiner
Meinung nach nur zu erreichen, wenn
sie von diesen mit allen Konsequenzen
gewünscht wird. In einem solchen Falle
sollte sie aber staatlicherseits gefördert
werden. Gettobildung müsse verhindert
werden. Dies bedeute jedoch nicht, daß
Wohnquartiere, in denen eine größere
Gruppe von Ausländern zusammenlebt,
nicht wünschenswert seien. Unter der
Voraussetzung, daß sie nicht aus-
schließlich von Ausländern bewohnt
wären, könne er sich sogar vorstellen,
daß dies sehr hilfreich etwa für eine in-
tensivere Jugendarbeit sein könne.
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